
in den Kreisstädten, sondern auch in bestimmten Be­
trieben und Einrichtungen zu verzeichnen war. Auf­
fällig war z. B., daß in vier von neun Kreisen unseres 
Bezirks Ehescheidungsklagen gehäuft von Beschäftigten 
der VEBs Kraftverkehr eingereicht wurden. Die in die­
sen Verfahren zutage tretenden Probleme der Ehegat­
ten wiesen darauf hin, daß vielfach in der Leitungs­
tätigkeit dieser Betriebe die Belange von Ehe und Fa­
milie der Mitarbeiter unzureichend berücksichtigt wur­
den. Das äußerte sich z. B. in einer ungenügenden Kon­
trolle über betriebliche Fahrten. Dadurch kam es zu 
sog. Schwarzfahrten, bei denen ehewidrige Kontakte 
aufgenommen und gefestigt wurden. Ebenso wirkte sich 
unzureichendes Bemühen dieser Betriebe um eine gün­
stigere Arbeitszeiteinteilung und um eine Einschrän­
kung der Überstundenarbeit bei einer Reihe von Fa­
milien der Betriebsangehörigen negativ aus.

Auffallend war weiter die verhältnismäßig hohe Zahl 
der Ehescheidungen, an denen Mitarbeiter der Volks­
bildungseinrichtungen beteiligt waren. Die gesellschaft­
liche Ursache dafür konnte allerdings aus der Sicht der 
Gerichte nicht ergründet werden.
Ein relativ hoher Anteil von Scheidungsklagen betraf 
schließlich Bürger in einem großen Neubaugebiet eines 
Kreises. Die Ehepartner waren zumeist im gleichen 
Großbetrieb tätig. Überwiegend handelte es sich um 
junge Menschen, die erst kurze Zeit im Betrieb arbei­
teten und aus anderen Kreisen und Bezirken zugezogen 
waren. Für die Ehekonflikte spielte häufig Untreue, 
aber auch übermäßiger Alkoholgenuß eine entschei­
dende Rolle.
Die hier genannten und auch andere gesellschaftlich 
beeinflußbare Faktoren für Ehekonflikte lassen erken­
nen, daß Veränderungen nur in gemeinsamer Anstren­
gung aller erreicht werden.
Für die Erhöhung der Wirksamkeit der gerichtlichen 
Tätigkeit ergab sich daraus vor allem die Aufgabe, 
durch verstärkte und zielgerichtete Informationen eine 
gute Basis für das bewußte Handeln in allen gesell­
schaftlichen Bereichen zu schaffen.
Das Präsidium des Bezirksgerichts sorgte dafür, daß 
die Ergebnisse der Analyse allen Richtern, Schöffen 
und Mitgliedern der gesellschaftlichen Gerichte vermit­
telt wurden. Die Kreisgerichte erhielten konkrete An­
leitung, wie eine kontinuierliche und effektivere Zu­
sammenarbeit mit den örtlichen Staatsorganen erreicht 
werden kann. Besonderer Wert wurde dabei auf die 
Vertiefung der ideologischen Klarheit über Rolle und 
Aufgaben der sozialistischen Familienpolitik und über 
die spezifische Verantwortung der Gerichte bei ihrer 
Durchsetzung gelegt.
Es ist ein Ausdruck der führenden Rolle der Arbeiter­
klasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei, daß 
das Material zu Problemen der Familienpolitik Gegen­
stand von Beratungen des Sekretariats der Bezirkslei­
tung und der Sekretariate der Kreisleitungen der SED 
war und dort Maßnahmen für die weitere politische 
Arbeit auf diesem Gebiet getroffen wurden. Mit der 
Übergabe des Materials an den Rat des Bezirks sowie 
an einige Räte der Kreise und an die Bezirks- und 
Kreisvorstände der gesellschaftlichen Organisationen 
wurden vielfältige Aktivitäten in den staatlichen Or­
ganen und gesellschaftlichen Organisationen ausgelöst.

Zusammenarbeit zwischen Gerichten 
und örtlichen Staatsorganen
Zur Vorbereitung eines Beschlusses des Rates des Be­
zirks zur weiteren Durchsetzung der sozialistischen 
Familienpolitik fanden in allen Fachabteilungen Bera­
tungen mit den nachgeordneten Fachorganen statt, in

denen aus der Analyse erste Schlußfolgerungen für die 
Arbeit gezogen wurden. Der Bezirksarzt orientierte 
z. B. die Einrichtungen des Gesundheitswesens auf die 
Stabilisierung der Arbeit der Ehe- und Sexualbera­
tungsstellen und auf ein engeres Zusammenwirken mit 
den Ehe- und Familienberatungsstellen. Eine wichtige 
Aufgabe wurde auch in der Verstärkung der Öffent­
lichkeitsarbeit zur Popularisierung der Beratungsstel­
len und zur Vorbereitung junger Menschen auf Ehe und 
Familie gesehen. Die Abteilung Volksbildung beauf­
tragte die Kreisschulräte, konkrete Maßnahmen zur 
Einordnung der Probleme der sozialistischen Familien­
politik in den Unterricht der oberen Klassen sowie 
zur Verbesserung der pädagogischen Propaganda unter 
den Eltern in Angriff zu nehmen. Ferner wurden die 
Kreisschulräte verpflichtet, sich stärker um die fami­
liären Probleme und Sorgen der Lehrer und Erzieher 
zu kümmern.
Das Bezirksgericht unterstützte die Beschlußvorberei­
tung in enger Zusammenarbeit mit der Abteilung In­
nere Angelegenheiten des Rates des Bezirks. Diese Ak­
tivitäten wirkten sich auf den Prozeß der Umsetzung 
der analytischen Materialien des Bezirksgericht posi­
tiv aus.
Der vom Rat des Bezirks gefaßte Beschluß legt Lei­
tungsmaßnahmen und konkrete Aufgaben fest, die ins­
besondere auf folgende Punkte gerichtet sind:

— ständige Beachtung der Belange und Interessen der 
Ehegatten und der Familien bei Entscheidungen von 
Leitern staatlicher Organe und Betriebe:

— Erhöhung der Wirksamkeit der Ehe- und Familien­
beratungsstellen im Bezirk;

— feste Einordnung der Ehevorbereitung junger Bür­
ger in die Tätigkeit der Schulen und anderer Bil­
dungseinrichtungen ;

— Befähigung der Lehrer, Erzieher und Eltern, ihrer 
Verantwortung für die Familienerziehung immer 
besser gerecht zu werden;

— strikte Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen 
im Gaststättengewerbe zur Verhütung des Alkohol­
mißbrauchs.

Auf der Grundlage dieses Beschlusses wurden von eini­
gen Kreistagen, Stadtverordnetenversammlungen, stän­
digen Kommissionen und örtlichen Räten ähnliche 
Schlußfolgerungen für die Leitungstätigkeit im jeweili­
gen Territorium festgelegt. Das Bezirksgericht hat diese 
Initiativen in den Organen der Staatsmacht entspre­
chend seinen Möglichkeiten gefördert.

Etwa ein Jahr nach Verabschiedung des Beschlusses 
des Rates des Bezirks schätzte die Ständige Kommis­
sion Innere Angelegenheiten und sozialistische Rechts­
pflege unter Mitwirkung mehrerer Ratsmitglieder und 
Vertreter des Bezirksgerichts den Stand der Umsetzung 
der beschlossenen Maßnahmen ein. Es konnte festge­
stellt werden, daß sich die Bemühungen der staatlichen 
Leitungen und der gesellschaftlichen Kräfte in den Be­
trieben, Einrichtungen und Organisationen zur Festi­
gung von Ehe und Familie erheblich verstärkt haben. 
Das zeigt sich insbesondere in einigen Großbetrieben, 
wo sich eine gute Zusammenarbeit zwischen Leitungs­
kräften und Schöffenkollektiven, Vertretern gesell­
schaftlicher Gerichte und gesellschaftlicher Organisatio­
nen entwickelt hat. Es wurde eingeschätzt, daß sich zur 
Erhaltung gefährdeter Ehen insbesondere Aussprachen 
im kleineren Kreis mit den Ehegatten oder mit den 
eine Ehe störenden Personen bewährt haben. Das wich­
tigste ist die Beharrlichkeit, mit der sich die gesell­
schaftlichen Kräfte um die Erhaltung von Ehen be­
mühen. Dort, wo es die gesellschaftlichen Kräfte ver-
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